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								(Eigenerklärung zur Eignung)
Eigenerklärung der Bieterin/des Bieters gegenüber dem Eigenbetrieb Zentrales Gebäude- und Liegenschaftsmanagement der Stadt Brandenburg an der Havel

Vom Bieter nur auszufüllen sofern kein Nachweis einer Präqualifikation oder die Einheitliche Europäische Eigenerklärung (EEE) eingereicht wird.

Vergabe:	ÖA-001-GLM-Forst 2026
[bookmark: _Hlk232583874]Leistung:	Kulturvorbereitung auf 4,80 Hektar Waldfläche mittels Pferdeeinsatz
	

1. Angaben zum Bewerber/ Bieter/ Mitglied der Bewerber- bzw. Bietergemeinschaft / Nachunternehmer/ anderes Unternehmen*:

	Unternehmen:
	

 

	Geschäftsführung:
	

 

	Anschrift (Sitz):
	

 

	Tel.:
	
 

	Fax:
	
 

	e-mail:
	
 

	Registergericht
	
 

	Registernummer
	
 

	USt.-IdNr.
	
 




2. Befähigung und Erlaubnis, zur Berufsausübung 
Ich/Wir erkläre(n), dass ich/wir befähigt bin/sind und die Erlaubnis besitze(n) die zu erbringenden Leistungen auszuüben.

Auf Verlagen der Vergabestelle werde(n) ich/wir, je nach den Rechtsvorschriften des Staates, in dem mein/unser Unternehmen niedergelassen ist, entweder die Eintragung in einem Berufs- oder Handelsregister vorlegen oder auf andere gleichwertige Weise die erlaubte Berufsausübung nachweisen. 


3. Angaben zum Umsatz

Angaben zum Umsatz des Unternehmens in den letzten 2 abgeschlossenen Geschäftsjahren. 

	Jahr
	Umsatz       

	2024
	 

	2025
	 



Auf Verlangen der Vergabestelle werde(n) ich/wir eine Bankerklärung als Nachweis vorlegen.  	 


4. Erklärung zur Betriebshaftpflichtversicherung 

Ich/Wir erkläre(n), dass ich/wir über eine im Rahmen und Umfang marktübliche Betriebshaftpflichtversicherung oder eine vergleichbare Versicherung eines Versicherungs-unternehmens aus einem Mitgliedsstaat der EU verfüge(n) die folgenden Deckungssummen je Versicherungsfall aufweist: Personenschäden 2,0 Mio. €: Sachschäden 1,0 Mio. € inkl. Vermögensschäden. 

Auf Verlangen der Vergabestelle werde(n) ich/wir eine Bestätigung des Versicherers als Nachweis vorlegen. 


5. Referenzen
(Angaben zu Leistungen, die mit der zu vergebenen Leistung vergleichbar sind)
[bookmark: _Hlk232597973]

	Auftraggeber
	Ansprechpartner
	Tel. oder 
e-mail
	Objekt Anschrift/ Gemarkung, Flur, Flst
	Fläche in m²
	Vertragslaufzeit
von - bis

	   
	      
	      
	      
	      
	      

	      
	      
	      
	      
	      
	      

	     
	      
	     
	      
	      
	     



6. Erklärung zu § 123 Abs. 1 GWB 
Weder ich/wir noch eine Person, deren Verhalten unserem Unternehmen zuzurechnen ist (§ 123 Abs. 3 GWB), bin/sind/ist in den letzten fünf Jahren rechtskräftig verurteilt worden; zudem wurde gegen das Unternehmen keine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes gegen Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt, wegen einer Straftat nach: 

1. § 129 StGB (Bildung krimineller Vereinigungen), § 129a StGB (Bildung terroristischer Vereinigungen), oder § 129b StGB (kriminelle und terroristische Vereinigungen im Ausland), 

2. § 89c StGB (Terrorismusfinanzierung) oder wegen der Teilnahme an einer solchen Tat oder wegen der Bereitstellung oder Sammlung finanzieller Mittel in Kenntnis dessen, dass diese finanziellen Mittel ganz oder teilweise dazu verwendet werden oder verwendet werden sollen, eine Tat nach § 89a Absatz 2 Nummer 2 StGB zu begehen, 

3. § 261 StGB (Geldwäsche, Verschleierung unrechtmäßig erlangter Vermögenswerte), 

4. § 263 StGB (Betrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der Europäischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der Europäischen Union oder in deren Auftrag verwaltet werden, 

5. § 264 StGB (Subventionsbetrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der Europäischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der Europäischen Union oder in deren Auftrag verwaltet werden, 

6. § 299 (Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen Verkehr), 

7. § 108e StGB (Bestechlichkeit und Bestechung von Mandatsträgern), 

8. den §§ 333 und 334 StGB (Vorteilsgewährung und Bestechung), jeweils auch in Verbindung mit § 335a des StGB (Ausländische und internationale Bedienstete), 

9. Artikel 2 § 2 des Gesetzes zur Bekämpfung internationaler Bestechung (Bestechung ausländischer Abgeordneter im Zusammenhang mit internationalem Geschäftsverkehr) oder 

10. den §§ 232 und 233 StGB (Menschenhandel) oder § 233a des StGB (Förderung des Menschenhandels). 

Gemäß § 123 Abs. 2 GWB stehen einer Verurteilung oder der Festsetzung einer Geldbuße im Sinne des Absatzes 1 eine Verurteilung oder die Festsetzung einer Geldbuße nach den vergleichbaren Vorschriften anderer Staaten gleich.

Als Nachweis ist ein Auszug aus dem Gewerbezentralregister für die natürliche(n) Person(en) (Inhaber, Geschäftsführer) und für die juristische Person beigefügt (nicht älter als 12 Monate).




7. Erklärung zu § 124 Abs. 1 GWB 
Ich/Wie erkläre(n) ich/wir, dass (bitte Zutreffendes ankreuzen): 

☐ mein/unser Unternehmen bei der Ausführung öffentlicher Aufträge nachweislich nicht gegen geltende umwelt-, sozial- oder arbeitsrechtliche Verpflichtungen verstoßen hat,

☐ mein/unser Unternehmen zahlungsfähig ist, über das Vermögen des Unternehmens weder ein Insolvenzverfahren noch ein vergleichbares Verfahren beantragt oder eröffnet 
worden ist, die Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels beantragt oder dieser Antrag
mangels Masse nicht abgelehnt worden ist und mein/unser Unternehmen sich weder in Liquidation befindet noch seine Tätigkeit eingestellt hat, 

☐ mein/unser Unternehmen im Rahmen der beruflichen Tätigkeit nachweislich keine 
schwere Verfehlung begangen hat, durch die die Integrität meines/unseres Unternehmens infrage gestellt wird, 

☐ mein/unser Unternehmen keine Vereinbarungen mit anderen Unternehmen getroffen hat, die eine Verhinderung, Einschränkung oder Verfälschung des Wettbewerbs bezwecken oder bewirken, 

☐ kein Interessenskonflikt bei der Durchführung des Vergabeverfahrens besteht, der die Unparteilichkeit und Unabhängigkeit einer für den öffentlichen Auftraggeber tätigen Person bei der Durchführung des Vergabeverfahrens beeinträchtigen könnte und der durch andere, weniger einschneidende Maßnahmen nicht wirksam beseitigt werden kann, 

☐ mein/unser Unternehmen keine wesentliche Anforderung bei der Ausführung eines früheren öffentlichen Auftrags erheblich oder fortdauernd mangelhaft erfüllt hat und dies zu einer vorzeitigen Beendigung, zu Schadensersatz oder zu einer vergleichbaren Rechtsfolge geführt hat.

Bezogen auf die Angaben zu Ziffer 7. und 8. dieser Erklärung steht dem Bieter der Nachweis zur Selbstreinigung gemäß § 125 GWB offen. Der Nachweis ist spätestens mit Angebotsabgabe zu führen. Auf gesondertes Verlangen der Vergabestelle sind zur Bestätigung einzelner Erklärungen Nachweise vorzulegen. Unternehmen, die außerhalb der Landesgrenzen der Bundesrepublik Deutschland ihren Geschäftssitz haben, geben die o.g. Erklärungen nach Maßgabe der Rechtsvorschriften des Staates, in dem das Unternehmen ansässig ist, ab.

Mir/uns ist bewusst, dass wissentlich falsche Angaben in den vorstehenden Erklärungen meinen/unseren Ausschluss von der Auftragserteilung (gemäß § 124 Abs. 1 Nr. 8 
GWB), bzw. im Falle der Auftragserteilung eine fristlose Kündigung des Vertrages
zur Folge haben können.




	Ort, Datum, Vor- und Zuname der erklärenden Person
  




Im Falle von Bietergemeinschaften ist diese Eigenerklärung von jedem Mitglied der Bietergemeinschaft einzureichen. Zur Beurteilung der Eignung der Bietergemeinschaft werden die Angaben und Pkt. 3 und Pkt. 5 in Summe bewertet.
* Zutreffendes unterstreichen
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